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DISKUSSION

Zunächst zu unseren Leserbriefen. 
Der kürzeste kam am 23. Septem-
ber 2004 von Heinz Gaass aus 94143 
Grainet: „Die beigefügte Kopie habe 
ich soeben an die Halsabschneider 
von der Bau-Berufsgenossenschaft 
gefaxt.“ Es war eine Kopie von unse-
rem Kommentar zum Thema Berufs-
genossenschaften in Heft 6/2004. Et-
was ausführlicher ist der Leserbrief 
von Spenglermeister Matthias Ka-
peindl aus 84518 Garching, der sich 
auf die Diskussion in Heft 5/2004 be-
zieht, welche die beiden Klempner-
meister Reinhard Rei aus dem baye-
rischen Dießen und Jens Sperber 
aus dem thüringischen Langenscha-
de angestoßen haben. Matthias Ka-
peindl schreibt:

2. Es ist schwer zu verstehen, dass es 
in unserem demokratisch geordneten 
Staat Institutionen gibt, die Beitrags-
sätze nach Belieben erhöhen, ohne ei-
ne bessere Gegenleistung dafür zu er-
bringen. Vielleicht werde ich es noch 
erleben, dass man für das Benutzen 
einer Schubkarre einen Befähigungs-
nachweis braucht?!
3. Die Berufsgenossenschaften über-
nehmen staatliche Aufgaben, mit de-
nen sich die Regierung nicht beschäf-

tigen will, und kassieren dafür stattli-
che Einnahmen. 
Wir sollten gleichzeitig die Fairness 
aufbringen zuzugeben, dass die Zahl 
der tödlichen Unfälle und schweren 
Verletzungen wahrscheinlich höher 
sein würde, wenn nicht diese Art der 
Überwachung in Form der Bau-BG da 
wäre, die uns auf ihre Art und Weise 
ihr Sicherheitsverständnis sanft oder 
mit Druck näher bringt. Umsonst sind 
diese Kameraden nicht da, jedoch de-
ren hoheitliche Befugnisse etc. gehö-
ren auf den Müll der Geschichte.“ 
Anm. d. Red.: siehe hierzu auch Text 
im Kasten.

Druck vom Bund der 
Steuerzahler
Der schon eingangs erwähnte Klemp-
nermeister Jens Sperber und der 
Spenglermeister Peter Geigel aus 
85778 Haimhausen machten uns dar-
auf aufmerksam, dass der Bund der 
Steuerzahler Musterverfahren gegen 
die Berufsgenossenschaften angesto-
ßen hat. Dieser unterstützt die Initiati-
ve der Musterkläger, die alle 69 deut-
schen Sozialgerichte mit mindestens 
einem Verfahren konfrontieren wollen. 
Im Oktober 2004 waren etwa 40 Ver-
fahren bereits anhängig, weitere Klä-
ger werden noch gesucht. Ziel ist die 
Abschaffung des BG-Monopols und 
die Ermöglichung einer günstigeren 
privaten Absicherung. Und je mehr 

Zum Thema Bau-Berufsgenossenschaften
Stehen diese ebenso mit dem Rücken an der Wand wie manche Fachbetriebe? 
Und versagt die Politik?

Berufsgenossenschaft
(Definition nach dtv-Lexikon)
Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung. In den Berufsgenossen-
schaften sind alle Unternehmen der 
versicherungspflichtigen Betriebe 
zusammengefasst. Die gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften 
sind nach Wirtschaftszweigen (zum 
Teil mit örtlicher Unterteilung), die 
landwirtschaftlichen Betriebe ört-
lich gegliedert. Die Berufsgenos-
senschaften sind Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts mit 
Selbstverwaltung. Körperschaften 
des öffentlichen Rechts dienen öf-
fentlichen Zwecken und sind meist 
mit hoheitlichen Befugnissen aus-
gestattet. Die von den Unterneh-
men zu zahlenden Beiträge wer-
den im Umlageverfahren nach der 
Gefahrenklasse des Betriebes u. 
a. bemessen. Die Berufsgenos-
senschaften erlassen Vorschriften 
zur Verhütung von Betriebsunfällen 
und Berufskrankheiten; die Durch-
führung wird von technischen Auf-
sichtsbeamten überwacht.

Unfallversicherung
(Definition nach Bertelsmann 
Neues Lexikon)
Versicherung von Personen gegen 
die wirtschaftlichen Folgen von Un-
fällen auf gesetzlicher Grundlage; 
selbstständiger Zweig der Sozial-
versicherung. ... Träger sind die 
Berufsgenossenschaften, dane-
ben der Bund, die Länder und Ge-
meinden für ihre Betriebe sowie die 
Gemeinde-Unfallversicherungsver-
bände.

„Irgendein kluger und mutiger Kopf 
verlangte vor langer Zeit, die Berufs-
genossenschaften aufzulösen und 
deren Aufgaben dem freien Versiche-
rungsgewerbe zu übertragen. Wahr-
scheinlich wurde der arme Mann ge-
steinigt und des Landes verwiesen. 
Um die Legitimation der Berufsge-
nossenschaften zu verstehen, und 
dem diktatorisch verordneten Bei-
tragszahler dies näher zu bringen, 
fallen mir so manche Aspekte ein, die 
uns selbstständige und fleißige Hand-
werker mächtig ärgern:
1. Die Innungen kaufen von den Be-
rufsgenossenschaften Informationen, 
wie viele Arbeitsstunden in den ein-
zelnen Betrieben geleistet wurden und 
errechnen danach ihre Beitragsforde-
rungen. Entsprechend höher werden 
die Zahlungen an die Innungen. Man 
zahlt quasi zweimal.

Matthias 
Kapeindl 

Jens Sperber 
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Richard 
Kraft

Sozialrichter sich mit diesem Thema 
beschäftigen müssen, desto höher 
sind die Chancen eines Vorlagebe-
schlusses an den Europäischen Ge-
richtshof (EuGH). Wer mitmachen will 
oder sich vorab für die Kosten eines 
solchen Verfahrens interessiert, kann 
sich an die vom Bund der Steuerzah-
ler beauftragte Kanzlei Hümmerich in 
Bonn wenden, E-Mail: reinhold.mauer�
@huemmerich.de, Tel.: (02 28) 6 04 14-
30, Fax: (02 28) 6 04 14-22.
Hintergrund der Aktion ist die Behaup-
tung des Hauptgeschäftsführers vom 
Hauptverband der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften (HVBG), wo-
nach die Einbeziehung aller Unter-
nehmen in die Unfallversicherung 
nicht nur von den deutschen Sozial-
gerichten, sondern auch vom Euro-
päischen Gerichtshof als rechtmäßig 
beurteilt wird. Die vom Bund der Steu-
erzahler unterstützten Rechtsexperten 
sehen das ganz anders. 
Universitätsprofessor Dr. Richard 
Giesen beispielsweise widerspricht 
der Behauptung des HVBG: „Es ist 
schlicht falsch, dass der Europäi-
sche Gerichtshof die deutsche Un-
fallversicherung als rechtmäßig be-
urteilt hätte. Fakt ist, dass der EuGH 
bis heute zur Zulässigkeit des deut-
schen BG-Monopols noch keine ein-
zige Entscheidung getroffen hat. Der 
Grund dafür ist, dass noch kein deut-
sches Gericht dem EuGH die Frage 
vorgelegt hat – aus welchen Gründen 
auch immer.“

Ungleichbehandlung in den  
verschiedenen Bau-BGen führt 
zur Wettbewerbsverzerrung
Spenglermeister Christoph Foag aus 
89356 Haldenwang-Hafenofen ärgert 
sich als Zwangsmitglied der Bau-BG 
Bayern und Sachsen darüber, dass er 
als reiner Spengler-Fachbetrieb in der 
höchsten Gefahrenklasse angesiedelt 
ist – und damit den höchsten Beitrags-
satz bezahlen muss. Er stellt die Fra-
ge, ob dies auch für die reine Werk-
stattarbeit gerechtfertigt ist. Das sind 
in seinem Betrieb durch einen hohen 
Vorfertigungsgrad immerhin 25 % der 
geleisteten Stunden. Tatsächlich muss 
sein Betrieb diese Stunden mit dem 
gleichen Beitragssatz an die Berufs-
genossenschaft begleichen, wie bei 
den Arbeitsstunden auf dem Dach. 
„Bei Gesprächen mit dem zuständi-
gen BG-Sachbearbeiter stießen wir al-
lerdings mit unserem Anliegen auf tau-
be Ohren“, beklagt Christoph Foag.
Offenbar entscheidet die Bau-Berufs-
genossenschaft Bayern und Sachsen 
anders als die in Brandenburg. Dort ist 
unserer Redaktion ein Klempner-Fach-

betrieb bekannt, der seine Werkstatt-
stunden gesondert erfasst und hierfür 
einen geringeren Beitragssatz zahlen 
muss als für Arbeiten auf dem Dach. 
Wenn Sie, liebe Leserin und lieber 
Leser, zu den bisher angeschnittenen 
Themen aus eigener Erfahrung und 
Verärgerung etwas beizutragen ha-
ben, dann schreiben Sie bitte an: Re-
daktion BAUMETALL, Manfred Hasel-
bach, Höhenweg 38, 49545 Tecklen-
burg, E-Mail: haselbachm@aol.com, 
Fax: (0 54 55) 6 76. 

Bei der CSU offene Türen  
eingerannt 
Dachdeckermeister Richard Kraft  
von dem gleichnamigen Dachde-
cker- und Spenglermeisterbetrieb 
aus 83355 Grabenstätt-Erlstätt teilt 
uns mit, dass er unseren Diskussi-
onsbeitrag aus Heft 5/2004 direkt 
an seinen Bundestagsabgeordne-
ten gesandt hat. Der heißt Dr. Pe-
ter Ramsauer und ist Mitglied des 

Deutschen Bundestages sowie Par-
lamentarischer Geschäftsführer der 
CSU-Landesgruppe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Peter Ramsau-
er bedankte sich bei Richard Kraft für 
dessen Brief und versichert: 
„Mit dieser Problematik rennen Sie 
bei mir offene Türen ein.“ Und weiter 
schreibt er: „Es ist völlig unverständ-
lich, warum die Berufsgenossenschaf-
ten im Allgemeinen, wie quasi ein ge-
schütztes sozialversicherungspoliti-
sches Biotop, jeglicher Reform vorent-
halten werden. Dabei müssen gerade 
alle Berufsgenossenschaften kräftig 
durchgebürstet werden. Vor Jahren 
habe ich dazu schon vorgeschlagen, 
dass ebenso wie bei den gesetzlichen 
Krankenversicherungen auch Berufs-
genossenschaften sich dem Wettbe-
werb stellen und Betriebe die Mög-
lichkeit bekommen müssen, von ei-
ner Genossenschaft in die andere zu 
wechseln, vor allem, wenn in ein und 
demselben Betrieb unterschiedliche 
Berufsfelder vorliegen. 
Es ist ein großer Fehler, dass die Bei-
träge zur Berufsgenossenschaft bei 
der Diskussion um die gesetzlichen 
Lohnnebenkosten so gut wie ver-
schwiegen werden. Die CSU-Landes-
gruppe wird alles daran setzen, dass 
auf diesem Gebiet so schnell es geht 
etwas passiert.“
Auf die Nachfrage unserer Redakti-
on, woher er den Optimismus nimmt, 
dass tatsächlich in nächster Zukunft 
etwas geschieht, antwortete Dr. Pe-
ter Ramsauer: „Ich habe den Eindruck, 
dass in den gesamten Problemkom-
plex Berufsgenossenschaften doch 
etwas Bewegung kommt. Die Baye-

rische Staatsregierung nimmt 
sich derzeit im Rahmen ihrer 
Deregulierungs- und Entbü-
rokratisierungs-Bemühungen 
auch der Berufsgenossen-
schaften an.“
Abschließend und einschrän-
kend fügt er seinem Schrei-
ben hinzu: „Das Anliegen, wie 
ich es in meinem vorausgegan-
genen Schreiben skizziert ha-
be, bleibt aber wohl einer um-
fassenden weiteren Reform im 
Bereich der gesetzlichen Sozi-
alversicherungen vorbehalten, 
deren Zeitpunkt heute noch 
nicht absehbar ist.“ Fazit: 
Gottes Mühlen mahlen lang-
sam, die unserer jeweiligen 
Regierungen aber auch. Den-
noch hat das Handwerk in Dr. 
Ramsauer offenbar einen Mit-
streiter. Aber lässt das tatsäch-
lich hoffen? Dazu später mehr, 
zunächst aber die ...

Dr. Peter Ramsauer 
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Insolvenzverfahren 1990 - 2004
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... Reaktionen der Bau-BGen 
auf die Diskussionsbeiträge in 
Heft 5/2004
Unsere Redaktion hatte den Presse-
stellen der beiden angesprochenen 
Bau-BGen jeweils ein Belegexem-
plar unserer Fachzeitschrift zukom-
men lassen. Die Bau-BG Frankfurt 
am Main verzichtete auf eine Stel-
lungnahme zu unserer Veröffentli-
chung, revanchierte sich aber mit der 
Zusendung ihrer eigenen Hauszeit-
schrift – gleich in zweifacher Ausferti-
gung. Da fragt man sich automatisch, 
warum jede Bau-BG überhaupt ihre 
eigene Hauszeitschrift haben muss. 
Warum nicht eine Hauszeitschrift für 
alle Bau-BGen mit einer Extraseite für 
regionale Hausmitteilungen? Warum 
wir gleich zwei Exemplare erhielten, 
war schnell klar: Einmal war der Emp-
fängername „Haselbach“ richtig ge-
schrieben, auf dem anderen Adres-
setikett mit zwei „ss“. Warum wir aber 
keine Antwort zum Thema erhielten, 
ist allerdings unklar.
Erfreulich dagegen war das Verhal-
ten der Bau-BG Bayern und Sach-
sen. Margarete Schubsky, dort zu-
ständig für Öffentlichkeitsarbeit, kor-
respondierte ausführlich mit unserer 
Redaktion. Sie stellte unter anderem 
klar, dass für die Unfallversicherung 
das Umlageprinzip gilt. Das heißt, 
die Kosten für die gesetzlich festge-
legten Leistungen werden am Jah-
resende auf die Mitgliedsunterneh-
men umgelegt. Wenn es aber im-
mer weniger Mitgliedsunternehmen 
und damit Beitragszahler gibt, muss 
die Bau-BG eben die Beiträge anhe-
ben. Unser Kommentar: Dann funkti-
onieren die Bau-BGen offensichtlich 
nicht nach den Prinzipien der freien 
Marktwirtschaft.
Den Einwand von Reinhard Rei, dass 
weniger Mitgliedsunternehmen ja 
auch weniger Unfälle bedeuten, kom-
mentiert sie folgendermaßen: Die po-
sitiven Auswirkungen des Unfallrück-
ganges in den Unternehmen auf die 
Ausgaben zeigen sich erst mit einer 
zeitlichen Verzögerung und in einem 
eher bescheidenen Ausmaß, weil der 
Großteil der Entschädigungsleistun-
gen, nämlich die in früheren Jahr-
zehnten entstandenen Renten, da-
von nicht betroffen ist. Diese so ge-
nannten Altlasten bewirkten, dass die 
Beiträge nicht in gleichem Maße zu-
rückgehen wie die Unfallzahlen. Un-
ser Kommentar: Also ist das System 
der Bau-BGen dringend reformbe-
dürftig. Ohne grundlegende Reform 
zahlen immer weniger Mitglieder im-
mer höhere Beiträge.
Margarete Schubsky stellt in der Kor-
respondenz auch klar, dass die Un-

fallversicherung allein von Arbeitge-
berseite finanziert wird, weil sie die 
Ablösung der Unternehmerhaftpflicht 
ist. Der Unternehmer zahlt Beiträge 
an die BG und diese übernimmt an 
seiner Stelle die Leistung bei Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten. Und 
sie sandte uns zwei Grafiken, welche 
zum einen den dramatischen Anstieg 
der Insolvenzverfahren in Bayern und 
Sachsen verdeutlichen und zum an-
deren die sich weit öffnende Sche-

re zwischen Entschädigungsleistun-
gen und Einnahmen belegen. Unser 
Kommentar: Jeder Handwerksbe-
trieb hätte bei einem solchen Miss-
verhältnis von Einnahmen und Aus-
gaben spätestens im Jahr 1995 
Konkurs angemeldet beziehungs-
weise anmelden müssen. Auch hier 
wird klar, dass das Prinzip der freien 
Marktwirtschaft für die Bau-Berufs-
genossenschaften nicht gilt.

Insolvenzverfahren 1990 bis 2004 (Quelle: Bau-BG Bayern und Sachsen). 

Entschädigungsleistungen und Entgelte (Quelle: Bau-BG Bayern und Sachsen).
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Dramatischer Beitragsanstieg 
trotz Fusion
Die Bauwirtschaft hat die Fusion ih-
rer acht Berufsgenossenschaften be-
schlossen: Ab dem 1. Mai 2005 gibt es 
nur noch eine „BG Bau“. Die Bauwirt-
schaft, vertreten durch den Zentralver-
band Deutsches Baugewerbe (ZDB) 
und den Hauptverband der Deut-
schen Bauindustrie, erwartet von der 
Politik, dass mit dieser Fusion die Bei-
träge zumindest auf dem Niveau des 
Jahres 2001 stabilisiert werden, ob-
wohl schon damit die Schmerzgrenze 
überschritten war. In einem Parlamen-
tarierbrief, der auch unserer Redaktion 
zuging, weisen beide Verbände darauf 
hin, dass die Bauwirtschaft durch die 
Fusion den ihr möglichen Beitrag zur 
Kostensenkung geleistet hat. Und sie 
warnen: „Es wäre ein verheerendes Si-
gnal, wenn die von der Politik gewoll-
te Fusion von Berufsgenossenschaf-
ten nicht zu einer Entlastung der Be-
triebe, sondern zu weiteren Beitrags-
steigerungen führen sollte.“ 
Aber genau das wird von den Ver-
fassern des Parlamentarierbriefs be-
fürchtet. Denn die Situation der Un-
fallversicherung in der Bauwirtschaft 
unterscheidet sich grundlegend von 
derjenigen in den anderen Wirt-
schaftszweigen. Dort ist der durch-
schnittliche Beitrag zu den Berufsge-
nossenschaften seit über 20 Jahren 
stabil und beträgt zurzeit 1,35 % der 
Bruttolohnsumme (siehe Grafik). Da-
gegen ist er für die Baubetriebe von 
4,98 % im Jahr 1990 auf 7,10 % im 
Jahr 2003 angestiegen!

Die Bau-BGen verfügen über 
keinerlei Rücklagen mehr
Wie in Heft 5 und 6/2004 schon kri-
tisch angemerkt, kann man in Einzel-
fällen durchaus von Willkür oder auch 
von zu kritisierenden Praktiken spre-
chen, aber Tatsache ist auch: Die Bau-
BGen stehen mit dem Rücken an der 
Wand. Wäre der Beitrag nicht durch 
ihre letzten vorhandenen Rücklagen 
gestützt worden, wäre er für die Be-
triebe heute noch deutlich höher. Ei-
ne weitere Stützung der Beiträge ist 
nach Auffassung auch der Bauwirt-
schaft nicht mehr möglich. Aber Tat-
sache ist auch: Die Belastung der 
Baubetriebe für die Unfallversiche-
rung liegt schon über dem Arbeitge-
berbeitrag zur gesetzlichen Kranken-
versicherung. 
Die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages müssen endlich han-
deln! Da genügt es nicht, wenn Bun-
desministerin Renate Schmidt fröhlich 
auf das kürzlich verabschiedete Ge-
setz zur Intensivierung der Bekämp-

fung von Schwarzarbeit verweist. Da 
werden dann nämlich Unternehmer für 
die Aufwendungen haftbar gemacht, 
die den Bau-BGen infolge von Ver-
sicherungsfällen bei der Ausführung 
von Schwarzarbeit entstehen! Unter-
nehmern, die Schwarzarbeit fördern, 
gehört ohnehin der Hintern versohlt, 
aber was ist mit illegaler Beschäfti-
gung, die zunehmend um sich greift? 
Und als frohe Botschaft verkündete 
sie auch, dass seit August 2004 Un-
ternehmer in Regress genommen wer-
den, die sich ihrer Beitragspflicht ent-
ziehen und so die gesetzestreuen Un-
ternehmer zusätzlich belasten.
Die deutsche Bauwirtschaft stellt da-
gegen fest, dass per Gesetz beschlos-
sene Änderungen in der Vergangen-
heit zu ständigen Leistungsauswei-
tungen der Berufsgenossenschaften 
führten. Konsequent fordert sie eine 
Rückkehr zu dem Grundgedanken 
der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Zu deutsch: Die Betriebe können nur 
für solche Unfallrisiken herangezogen 
werden, auf die sie in der betrieblichen 
Praxis auch Einfluss haben. Vorrangig 
wird gefordert, Wegeunfälle aus dem 
Leistungskatalog der Unfallversiche-
rung auszugliedern und Berufskrank-
heiten gegenüber allgemeinen Krank-
heiten klarer abzugrenzen. Weitere 
Forderungen an die Politik sind:
– Aufhebung des Vorrangs der Unfall-
renten vor den Altersrenten der ge-
setzlichen Rentenversicherung,
– Unfallrenten an das Niveau der ge-
setzlichen Rentenversicherung an-
passen,
– Kleinrenten abfinden,
– Gewährung einer Unfallrente erst ab 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von 35 %,
– Streichung der gesetzlichen Leis-
tungspflicht der Berufsgenossen-
schaften bei illegaler Beschäftigung,
– kein Versicherungsschutz mehr für 

Personen, die wissen oder wissen 
müssen, dass ihr Arbeitgeber nicht 
bei einer Berufsgenossenschaft an-
gemeldet ist oder dass für ihre Tätig-
keit keine Beiträge zur Versicherung 
abgeführt werden.

Zukunftsperspektiven
Der Parlamentarierbrief schließt be-
deutungsvoll und mahnend: „Die 
deutsche Wirtschaft befindet sich in 
einem dramatischen Strukturwan-
del. Produzierende Wirtschaftszwei-
ge weichen zunehmend dem Dienst-
leistungssektor. Dies hat selbstver-
ständlich auch Auswirkungen auf die 
Berufsgenossenschaften: Die Produk-
tions-Berufsgenossenschaften erhal-
ten immer weniger Beiträge, zugleich 
haben sie durch einen hohen Altlas-
tenbestand immense Kosten zu tra-
gen. Diese Entwicklung muss durch 
die Schaffung eines neuen Finanzie-
rungsverbundes für die Altlasten zwi-
schen allen gewerblichen Berufsge-
nossenschaften gestoppt werden.“ 
Fazit: Die Zukunftsperspektiven für 
die Bauwirtschaft und ihre Berufs-
genossenschaften sind düster. Wenn 
die Politik nicht unverzüglich handelt, 
bricht das System der Bau-Berufsge-
nossenschaften zusammen. 
An dieser Stelle sei noch einmal an 
die ahnungsvollen Worte von Indus-
triechef Michael Rogowski erinnert. 
Der hatte schon vor Beginn der dies-
jährigen Parlamentsferien gestöhnt: 
„Mir graut es angesichts des Reform-
bedarfs in diesem Land vor der Vor-
stellung, dass Pause sein wird bis zur 
nächsten Wahl.“ Wenn sich unsere 
Politiker wirklich eine so lange Pause 
gönnen sollten, kann man schwarz se-
hen für die dringend notwendige Re-
form der Bau-Berufsgenossenschaf-
ten.

Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung in von Hundert der Bruttolohnsumme 
(Quelle: Zentralverband Deutsches Baugewerbe und Die Deutsche Bauindustrie). 
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